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Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

20.01.2010 

Geschäftszahl 

A14 308847-2/2010 

Spruch 

A14 308.847-2/2010/3E 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. Lassmann als Einzelrichterin über die Beschwerde der XXXX 
alias XXXX auch XXXX, StA. Ghana, vertreten durch Mag. Lothar Korn, Rechtsanwalt, Hessenplatz 8, 4020 
Linz, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 22.12.2009, Zl. 09 14 .699 EWEST, zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 68 (1) AVG, § 10 (1) Z 1 AsylG 2005 idgF abgewiesen. 

Text 

BEGRÜNDUNG : 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1.1. Die nunmehrige Beschwerdeführerin, eine Staatsangehörige Ghanas, reiste nach eigenen Angaben am 
02.09.2005 illegal in das österreichische Bundesgebiet ein und brachte am 06.09.2005 ihren ersten Antrag auf 
internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 1997 idF BGBl. 101/2003 ein. 
 

Bei der Einvernahme im erstinstanzlichen Verfahren am 15.09.2005 gab die Beschwerdeführerin zu ihren 
Fluchtgründen im Kern an, dass sie in dem Dorf, wo sie gelebt hätte, Königin hätte werden sollen. Da sie 
Christin sei, hätte sie das nicht wollen, weil man als Königin viele Dinge tun müsste, die mit der Religion nicht 
vereinbar wären. Ein spezielles fluchtauslösendes Moment gebe es nicht, sie habe selbst wegen dieser Tradition 
weggehen wollen und habe einen Mann getroffen, der ihr dabei geholfen hätte. Sie sei sicher, dass sie im Falle 
einer Rückkehr aufgrund der Wut der Leute umgebracht werde. 
 

In der Einvernahme vom 20.11.2006 gab sie hiezu ergänzend an, dass sie von der Familie mehrmals aufgefordert 
und bedroht worden wäre, die Königswürde anzunehmen, indem man sie aufgefordert hätte, Blut auf einem 
Altar auszugießen, woraufhin sie schließlich nach Accra gegangen wäre. 
 

1.2. Mit Bescheid vom 11.12.2006, 0514.192-BAW wies das Bundesasylamt den Asylantrag in Spruchpunkt I. 
mit der Begründung ab, dass ihr Vorbringen nicht glaubhaft sei. In Spruchpunkt II. erklärte die Behörde die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der Beschwerdeführerin nach Ghana für zulässig und 
ordnete in Spruchpunkt III. die Ausweisung der Beschwerdeführerin nach Ghana an. 
 

1.3. Die gegen diesen Bescheid am 28.12.2006 erhobene Berufung wies der Unabhängige Bundesasylsenat mit 
Bescheid vom 19.03.2007, GZ: 308.847-C1/3E-XV/54/07 in Spruchpunkt I. ab, erklärte in Spruchpunkt II. die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung nach Ghana für zulässig und wies die Beschwerdeführerin 
in Spruchpunkt III. aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Ghana aus. 
 

1.4. Die gegen diesen Bescheid eingebrachte Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof, wies dieser mit 
Beschluss vom 17.12.2007, Zl. 2007/01/1120-5 mit der Begründung ab, dass die Entscheidung nicht von der 
Lösung einer Rechtsfrage abhänge, der grundsätzliche Bedeutung zukomme. 
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2.1. Am 07.05.2008 stellte die Beschwerdeführerin ihren zweiten Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 2 
Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 idF BGBl. I. Nr. 4/2008 und brachte in der Erstbefragung vom 15.05.2008 sowie in der 
Einvernahme vom 26.05.2008 dazu vor, die gleichen Fluchtgründe wie bei ihrem ersten Antrag geltend zu 
machen. Ihr Problem in Ghana sei immer noch aufrecht und könne sie deshalb nicht zurückkehren. Den zweiten 
Antrag habe sie in der Hoffnung gestellt, dass dieser besser entschieden werde. 
 

2.2. Mit Bescheid vom 27.05.2008, AZ: 08 04.055 EWEST, wies das Bundesasylamt den Antrag gemäß § 68 
Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache mit der Begründung zurück, dass keine neuen asylrelevanten Gründe 
seitens der Beschwerdeführerin geltend gemacht worden wären und ordnete gemäß § 10 AsylG die Ausweisung 
nach Ghana an. Da die Beschwerdeführerin dagegen kein Rechtsmittel erhob, erwuchs dieser in Rechtskraft. 
 

3.1. Am 24.11.2009 stellte die zu diesem Zeitpunkt illegal in Österreich aufhältige Beschwerdeführerin aus dem 
Stande der Schubhaft bei einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes einen erneuten, somit ihren dritten 
Antrag auf internationalen Schutz. 
 

Bei der Erstbefragung am 24.11.2009 gab sie an, sie hätte in ihrer Heimatstadt ein traditionelles Ritual abgelehnt 
und fürchte nun, dafür getötet zu werden. Sie habe Angst, dass ihr die Familie ihrer Mutter etwas antue. 
 

In der Einvernahme vom 02.12.2009 gab die Beschwerdeführerin an, sich geistig und körperlich in der Lage, der 
Einvernahme zu folgen. Sie habe im Jahr 2005 in Accra eine Unterleibsoperation gehabt. Sie habe nach wie vor 
starke Bauchprobleme und auch starke Rückenschmerzen bekommen und wisse noch nicht, ob diese mit den 
Bauchproblemen in Zusammenhang stünden.Sie habe in Ghana einen Sohn und eine Tochter und sei nicht 
verheiratet. 
 

Befragt, warum sie einen neuerlichen - dritten - Antrag auf internationalen Schutz stelle gab sie an: "Ich habe 
nach wie vor dieses Problem in Ghana. Ich habe einen Anruf aus Ghana bekommen. Dabei wurde mir mitgeteilt, 
dass ich, wenn ich nach Ghana zurückkehre, nicht überleben werde." Befragt danach, ob sie dieses Problem 
bereits in ihrem ersten Verfahren angeführt hätte, antwortete sie mit: "Ja." Befragt nach dem Anrufer gab sie an: 
"Es gibt eine Kirche in Ghana, wo sich zur Zeit meine Kinder aufhalten. Eine Frau namens "XXXX" hat sich 
beim Pastor erkundigt und mich angerufen und gesagt, dass ich getötet werde, wenn ich zurückkehre. Ich 
kommuniziere öfters mit dem Pastor, wenn es mir schlecht geht. Der Pastor hat die Telefonnummer dieser Frau 
gegeben. Damit ich diese Geschichte glaube, ist es besser, wenn die Frau mich anruft und nicht der Pastor." Die 
Beschwerdeführerin gab weiters an, der Anruf wäre vor ungefähr einem Monat erfolgt und hätte sie deswegen 
nicht sofort einen neuen Antrag gestellt, da sie sich nicht sicher gewesen wäre, ob man ihr glauben werde, 
nachdem sie schon 2 negative Entscheidungen bekommen hätte. Außer den geschilderten Problemen habe sie 
keine weiteren Probleme in ihrem Herkunftsstaat 
 

Sie habe keine Angehörigen oder Verwandten in Österreich. Sie habe aber einen Freund in Österreich. Dieser 
wolle sie heiraten, heiße XXXX, sei Staatsangehöriger von Ghana und besitze eine Niederlassungsbewilligung. 
Sie habe weder gearbeitet, noch Deutschkurse besucht. Nachdem ihr mitgeteilt wurde, dass beabsichtigt sei, 
ihren Antrag zurückzuweisen und sie nach Ghana auszuweisen, gab sie weiters an, dass es ihr gesundheitlich 
nicht gut gehe. Der Beschwerdeführerin wurde eine Frist bis zum 21.12.2009 gewährt, um medizinische Befunde 
beizubringen, die ihre Beschwerden belegen würden. 
 

3.2. Mit Stellungnahme vom 21.12.2009 (Einlangen) gab der gewillkürte Vertreter bekannt, dass soweit die 
Asylwerberin in ihrer Einvernahme vom 2.12.2009 angegeben habe, sie habe einen Anruf von einer Frau aus 
Ghana namens "XXXX" erhalten und wäre aus den schon in ihren zuvor gestellten Asylanträgen genannten 
Gründen mit dem Tode bedroht worden, werde mitgeteilt, dass zwischenzeitig versucht worden wäre eine 
passive Rufdatenerfassung des Telefonanschlusses des Lebensgefährten der Asylwerberin bei zu schaffen, es sei 
jedoch nur Gerichten möglich, passive Rufdaten zu erlangen. Jedoch würden drei Leute in Ghana davon 
Kenntnis haben und würde daher der Antrag gestellt, diese Personen telefonisch über die asylrelevanten 
Probleme der Beschwerdeführerin zu befragen. 
 

Weiters wurden ein Befund des Landeskrankenhauses XXXX mit der Diagnose Unterbauchschmerzen bei 
Laparatomie, Uterus myomatosus, chron. Lumbago vor und ein gynäkologisches und orthopädisches Gutachten 
beantragt, um abzuklären, ob bei einer Rückkehr nicht eine Lebensgefahr bestehe. 
 

3.3. Mit Bescheid vom 22.12.2009, AZ. 09 14.669- EWEST wies das Bundesasylamt den Antrag auf 
internationalen Schutz gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurück und sprach gemäß § 10 Abs. 1 AsylG die Ausweisung 
nach Ghana aus und begründete dies damit, dass kein neuer Sachverhalt vorgebracht worden sei bzw. dieses 
Vorbringen keinen glaubhaften Kern aufweise. Das vorgebrachte Telefonat sollte nur der Untermauerung des 
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ursprünglichen Vorbringens dienen. Auch die gesundheitlichen Beschwerden habe die Beschwerdeführerin 
bereits in den vorangehenden Verfahren angeführt. Aus den nunmehr vorgelegten Arztbriefen wären keine 
lebensbedrohlichen Krankheiten oder Verletzungen abzuleiten. Ein Familienleben liege nicht vor. Aufgrund der 
vorgebrachten Beziehung zu einem ghanesischen Staatsbürger wäre von einem schützenswerten Privatleben 
auszugehen, allerdings sei der Eingriff in das Privatleben bei Gesamtbetrachtung der Umstände gerechtfertigt 
und stelle dieser daher keine Verletzung des Art. 8 EMRK dar. 
 

3.4. Gegen diesen Bescheid richtet sich die am 29.12.2009 fristgerecht eingebrachte verfahrensgegenständliche 
Beschwerde wegen Mangelhaftigkeit des Verfahrens und inhaltlicher Rechtswidrigkeit. 
 

In der Beschwerde wird vorgebracht, die Beschwerdeführerin hätte im nunmehrigen Asylverfahren entgegen 
ihren ersten beiden Anträgen, in welchen es um eine Verfolgung von Seiten der Familie gegangen sei, 
vorgebracht, sie hätte einen Drohanruf von einer gewissen XXXX erhalten und wäre von dieser mit dem Tod 
bedroht worden. Auch wenn dieses Vorbringen mit dem ursprünglichen in Zusammenhang stehe, schließe dies 
nicht aus, dass es sich um ein asylrelevantes neues Vorbringen handle, das auf seinen glaubhaften Kern zu 
beurteilen sei. In der Stellungnahme seien betreffend diesen Drohanruf Beweise angeboten worden und begründe 
dieses Beweisanbot jedenfalls einen glaubhaften Kern. Die Erstbehörde habe die beantragten Erhebungen aber 
nicht vorgenommen und liege darin ein wesentlicher Verfahrensmangel. 
 

Weiters habe die Beschwerdeführerin gesundheitliche Beschwerden vorgebracht und sei angeboten worden, 
entsprechende medizinische Gutachten beizubringen. Diesem Antrag sei nicht stattgegeben worden. Aufgrund 
der vorgelegten Befunde könne nicht ausgeschlossen werden, dass sich der Gesundheitszustand verschlechtert 
hätte und sei im Hinblick auf die Behandlungsmöglichkeiten in Ghana zumindest subsidiärer Schutz zu 
gewähren. 
 

Schließlich lebe die Beschwerdeführerin tatsächlich mit ihrem Lebensgefährten zusammen und sei eine 
Ausweisung daher unzulässig. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

Gemäß §§ 73 und 75 des Bundesgesetzes über die Gewährung von Asyl, BGBl. I Nr. 100/2005 in der Fassung 
BGBl. I Nr. 135/2009 (im Folgenden: "AsylG 2005") ist dieses anzuwenden; gemäß § 75 Abs. 9 AsylG 2005 
sind die §§ 12 Abs. 2, 12a, 22 Abs. 12, 25 Abs. 1 Z 1, 31 Abs. 4, 34 Abs. 6 und 35 AsylG 2005 im 
gegenständlichen am 01.01.2010 anhängig gewesenen Verfahren im Anwendungsbereich des AsylG 2005 
jedoch nicht anzuwenden, sondern es sind die §§ 12 Abs. 2, 25 Abs. 1 Z 1 und 25 AsylG 2005 in der Fassung 
des BGBl. I Nr. 29/2009 maßgeblich. Gemäß § 75 Abs. 11 AsylG 2005 ist § 27 Abs. 3 AsylG 2005 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 29/2009 auf alle Sachverhalte anzuwenden, die vor dem 1. Jänner 2010 verwirklicht 
wurden. 
 

Hinsichtlich des Verfahrens vor dem Asylgerichtshof sind die einschlägigen Bestimmungen des AsylG 2005 und 
das Bundesgesetz über den Asylgerichtshof, BGBl. I Nr. 4/2008 in der Fassung BGBL I Nr. 147/2008 (in Folge: 
"AsylGHG") sowie subsidiär das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. Nr. 51/1991 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 20/2009 (in Folge: "AVG") anzuwenden. Schließlich war das Bundesgesetz über die 
Zustellung behördlicher Dokumente, BGBl. Nr. 200/1982 in der geltenden Fassung (im Folgenden: ZustG) 
maßgeblich. 
 

Gemäß § 9 Abs. 1 AsylGHG idgF entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, soweit eine Entscheidung durch 
einen Einzelrichter oder Kammersenat nicht bundesgesetzlich vorgesehen ist. Gemäß § 61 Abs. 3 AsylG 2005 
entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen zurückweisende Bescheide nach den §§ 4 und 5 AsylG 
2005 und nach § 68 AVG durch Einzelrichter. Gemäß § 42 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof bei 
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung oder Rechtsfragen, die sich in einer erheblichen Anzahl von 
anhängigen oder in naher Zukunft zu erwartender Verfahren stellt, sowie gemäß § 11 Abs. 4 AsylGHG, wenn im 
zuständigen Senat kein Entscheidungsentwurf die Zustimmung des Senates findet, durch einen Kammersenat. 
 

Im vorliegenden Verfahren liegen weder die Voraussetzungen für eine Entscheidung durch einen Senat noch die 
für eine Entscheidung durch den Kammersenat vor, sodass Einzelrichterzuständigkeit gegeben ist. 
 

Zu Spruchpunkt I: 
 

Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 AVG die 
Abänderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wegen entschiedener 
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Sache zurückzuweisen, wenn die Behörde nicht Anlass zu einer Verfügung gemäß § 68 Abs. 2 bis 4 AVG findet. 
Diesem ausdrücklichen Begehren auf Abänderung steht ein Ansuchen gleich, das bezweckt, eine Sache erneut 
inhaltlich zu behandeln, die bereits rechtskräftig entschieden ist (VwGH 30.09.1994, 94/08/0183; 30.05.1995, 
93/08/0207; 09.09.1999, 97/21/0913; 07.06.2000, 99/01/0321). 
 

"Entschiedene Sache" iSd § 68 Abs. 1 AVG liegt vor, wenn sich gegenüber dem Vorbescheid weder die 
Rechtslage noch der Sachverhalt wesentlich geändert hat und sich das neue Parteibegehren im Wesentlichen mit 
dem früheren deckt (VwGH 09.09.1999, 97/21/0913; 27.09.2000, 98/12/0057; 25.04.2002, 2000/07/0235). 
Einem zweiten Asylantrag, der sich auf einen vor Beendigung des Verfahrens über den ersten Asylantrag 
verwirklichten Sachverhalt stützt, steht die Rechtskraft des Vorbescheides entgegen (VwGH 10.06.1998, 
96/20/0266). 
 

"Sache" des Rechtsmittelverfahrens ist nur die Frage der Rechtmäßigkeit der Zurückweisung, die 
Rechtsmittelbehörde darf demnach nur darüber entscheiden, ob die Vorinstanz den Antrag zu Recht 
zurückgewiesen hat oder nicht. Sie hat daher entweder - falls entschiedene Sache vorliegt - das Rechtsmittel 
abzuweisen oder - falls dies nicht zutrifft - den bekämpften Bescheid ersatzlos zu beheben, dies mit der 
Konsequenz, dass die erstinstanzliche Behörde, gebunden an die Auffassung der Rechtsmittelbehörde, den 
Antrag nicht neuerlich wegen entschiedener Sache zurückweisen darf. Die Rechtsmittelbehörde darf aber über 
den Antrag nicht selbst meritorisch entscheiden (VwGH 30.05.1995, 93/08/0207). Sache des vorliegenden 
Verfahrens über die Beschwerde iSd § 66 Abs. 4 AVG ist somit nur die Frage, ob das Bundesasylamt zu Recht 
den neuerlichen Asylantrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen hat. 
 

Bei einer Überprüfung einer gemäß § 68 Abs. 1 AVG bescheidmäßig abgesprochenen Zurückweisung eines 
Asylantrages hat es lediglich darauf anzukommen, ob sich die Zurückweisung auf ein rechtskräftig 
abgeschlossenes Verfahren bei gleich bleibender Sach- und Rechtslage stützen dürfte. Dabei hat die Prüfung der 
Zulässigkeit einer Durchbrechung der Rechtskraft auf Grund geänderten Sachverhaltes nach der ständigen 
Rechtssprechung des VwGH ausschließlich anhand jener Gründe zu erfolgen, die von der Partei in erster Instanz 
zur Begründung ihres Begehrens auf neuerliche Entscheidung geltend gemacht worden sind. Derartige Gründe 
können im Rechtsmittelverfahren nicht neu geltend gemacht werden (s. z.B. VwSlg. 5642A, VwGH 28.11.1968, 
23.05.1995, 94/04/0081). Allgemein bekannte Tatsachen sind dagegen jedenfalls auch von Amts wegen zu 
berücksichtigen (VwGH 29.06.2000, 99/01/0400; 07.06.2000, 99/01/0321). 
 

Dem geänderten Sachverhalt muss nach der ständigen Judikatur des VwGH Entscheidungsrelevanz zukommen 
(vgl. VwGH 15.12.1992, 91/08/0166; ebenso VwGH 16.12.1992, 92/12/0127; 23.11.1993, 91/04/0205; 
26.04.1994, 93/08/0212; 30.1.1995, 94/10/0162). Die Verpflichtung der Behörde zu einer neuen 
Sachentscheidung wird nur durch eine solche Änderung des Sachverhalts bewirkt, die für sich allein oder in 
Verbindung mit anderen Tatsachen den Schluss zulässt, dass nunmehr bei Bedachtnahme auf die damals als 
maßgebend erachteten Erwägungen eine andere Beurteilung jener Umstände, die seinerzeit den Grund für die 
Abweisung des Parteienbegehrens gebildet haben, nicht von vornherein als ausgeschlossen gelten kann (VwSlg. 
7762 A; VwGH 29.11.1983, 83/07/0274; 21.02.1991, 90/09/0162; 

10.06.1991, 89/10/0078; 04.08.1992, 88/12/0169; 18.03.1994, 94/12/0034; siehe auch VwSlg. 12.511 A, VwGH 
05.05.1960, 1202/58; 

03.12.1990, 90/19/0072). Dabei muss die neue Sachentscheidung - obgleich auch diese Möglichkeit besteht - 
nicht zu einem anderen von der seinerzeitigen Entscheidung abweichenden Ergebnis führen. Die behauptete 
Sachverhaltsänderung muss zumindest einen glaubhaften Kern aufweisen, dem Asylrelevanz zukommt und an 
den oben erwähnte positive Entscheidungsprognose anknüpfen kann (VwGH vom 24.02.2000, Zl. 99/20/0173-6; 
VwGH vom 25.04.2007, Zl. 2005/20/0300; VwGH vom 13.11.2007, Zl. 2006/18/0494). 
 

Festzuhalten ist, dass die Beschwerdeführerin im nunmehr dritten Asylverfahren dieselben Fluchtgründe 
vorbringt wie bereits im ersten und zweiten Asylverfahren. Dass die Beschwerdeführerin - wie in der 
Beschwerde behauptet - nunmehr eine neue Bedrohungssituation vorgebracht hätte - kann dem Akteninhalt nicht 
entnommen werden und geht dies eindeutig aus der Einvernahme vom 02.12.2009 hervor, in der die 
Beschwerdeführerin auf die Frage, warum sie einen erneuten Antrag stelle, angab: "Ich habe nach wie vor dieses 
Problem in Ghana. Ich habe einen Anruf aus Ghana bekommen. Dabei wurde mir mitgeteilt, dass ich, wenn ich 
nach Ghana zurückkehren nicht überleben werde." Auf die Frage, ob sie dieses Problem bereits in Ihrem ersten 
Verfahren angeführt hätte, antwortete diese schließlich: "Ja." (AS 93 des erstinstanzlichen Aktes, in Folge 
kurz:AS). Dass es sich bei diesem Anruf um einen Drohanruf der von ihr namentlich genannten Frau gehandelt 
hätte, kann aus dem oben unter Punkt.I.3.1. wiedergegebenen Wortlaut ihrer Aussage hiezu insbesonders im 
Zusammenhang mit der genanten Begründung, warum nicht der Pastor selbst sie angerufen hätte, nicht 
herausgelesen werden Vielmehr schildert die Beschwerdeführerin, dass dieser Anruf zu ihrer Information über 
die nach wie vor bestehende Bedrohung dienen sollte. Somit bringt die Beschwerdeführerin diesen Anruf nur 
vor, um ihren ursprünglichen Fluchtgrund zu bekräftigen; eine neue Bedrohungssituation lässt sich aber aus dem 
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Vorbringen nicht ableiten, weswegen die Frage nach einem glaubwürdigen Kern des Vorbringens dahingestellt 
bleiben kann. 
 

Im übrigen ist es für die Beurteilung, ob gegenständlich eine res iudicata vorliegt, unerheblich, ob die 
Beschwerdeführerin in ihrer Aussage meinte, die Anruferin selbst habe sie bedroht oder ihr nur mitgeteilt, dass 
andere die Beschwerdeführerin töten wollten. Diese hat in allen in Asylverfahren gleichbleibend davon 
gesprochen, Angst davor zu haben, in der Heimat aufgrund ihrer Verweigerung bestimmter getötet zu werden 
und wurde dieses Vorbringen als nicht glaubwürdig erachtet. 
 

Die nunmehrige durch nichts bewiesene Behauptung, bei einem Anruf aus der Heimat habe ihr jemand gesagt, 
sie würde getötet werden, ist im Zusammenhang mit ihren übrigen Angaben ebenso wenig glaubhaft und ändert 
am bisher festgestellten und in Rechtskraft erwachsenen Sachverhalt nichts. 
 

Die erwähnte Rufdatenerfassung könnte weder über den Inhalt des Gespräches (gibt nur die Nummern der 
anrufenden Personen bekannt), noch über die Identität der Anruferin noch über den Wahrheitsgehalt allenfalls 
von dieser getätigten Äußerungen einen Beweis erbringen und wäre daher völlig zwecklos. 
 

Da die Beschwerdeführerin - wie dargelegt - kein neues Bedrohungsszenario geschildert hat, geht demnach auch 
der Hinweis auf das hg. Erkenntnis (AsylGH, D13 254834-2/2009) ins Leere. 
 

Auch hinsichtlich der Feststellungen zum Herkunftsstaat Ghana haben sich - wie die belangte Behörde 
festgestellt hat - im Vergleich zum letzten rechtskräftigen Bescheid vom 27.05.2008, AZ. 0804055-EWEST, 
keine entscheidungsrelevanten Änderungen ergeben und hat die Beschwerdeführerin diesbezüglich auch nichts 
Gegenteiliges vorgebracht. 
 

Soweit der gewillkürte Vertreter vorbringt, der Gesundheitszustand der Beschwerdeführerin hätte sich 
wesentlich verschlechtert, ist ebenfalls anzuführen, dass die Beschwerdeführerin in der Einvernahme vom 
02.12.2009 angab: "Ich habe nach wie vor starke Bauchprobleme und habe auch starke Rückenschmerzen 
bekommen." 
 

Auf die Frage, ob sie in ärztlicher Behandlung sei antwortete diese: 

"Ich bin im XXXX in Behandlung." Auf die Frage, wann sie zuletzt dort gewesen sei, sagte sie: "Ich war dort 
2005 das letzte Mal." (AS 99) 
 

Demnach handelt es sich um Beschwerden, die bereits von der Rechtskraft des Vor-Bescheides erfasst sind. 
Dennoch wurde der Beschwerdeführerin in der Einvernahme vom 02.12.2009 im Beisein ihres gewillkürten 
Vertreters eine bis zum 21.12.2009 festgesetzte Frist gewährt, um Unterlagen zu ihrem aktuellen 
Gesundheitszustand vorzulegen. 
 

Mit der Stellungnahme vom 21.12.2009 wurde schließlich ein Befund des Landeskrankenhauses XXXX mit 
folgender Diagnose vorgelegt: 
 

Unterbauchschmerzen bei Laparatomie. Dabei handelt es sich um die Schnittführung bei einer 
Bauchdeckenöffnung. Weiters Uterus myomatosus, wobei es sich um einen gutartigen Tumor in der Gebärmutter 
handelt. Schlussendlich wurde chron. Lumbago diagnostiziert. Dabei handelt es sich um meist plötzlich 
auftretende Schmerzen im Bereich der Lendenwirbelsäule, mit schmerzbedingter Bewegungseinschränkung. 
(vgl. Pschyembel klinisches Wörterbuch 260. Aufl., 2004). Zu den Rückenschmerzen wird ein Unfall in Ghana 
vor 7 Jahren als ursächlich genannt. 
 

Die Verpflichtung der Behörde zu einer neuen Sachentscheidung wird aber nur durch eine solche Änderung des 
Sachverhalts bewirkt, die für sich allein oder in Verbindung mit anderen Tatsachen den Schluss zulässt, dass 
nunmehr bei Bedachtnahme auf die damals als maßgebend erachteten Erwägungen eine andere Beurteilung jener 
Umstände, die seinerzeit den Grund für die Abweisung des Parteienbegehrens gebildet haben, nicht von 
vornherein als ausgeschlossen gelten kann (VwSlg. 7762 A; VwGH 29.11.1983, 83/07/0274; 21.02.1991, 
90/09/0162; 

10.06.1991, 89/10/0078; 04.08.1992, 88/12/0169; 18.03.1994, 94/12/0034; siehe auch VwSlg. 12.511 A, VwGH 
05.05.1960, 1202/58; 

03.12.1990, 90/19/0072). 
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Die vorgebrachten Beschwerden sind aber keinesfalls auch nur annähernd geeignet, eine im Hinblick auf Art. 2 
oder 3 EMRK andere Entscheidung zu begründen. 
 

Nur um dies zu verdeutlichen, sei an dieser Stelle auf die einschlägige Judikatur, wie das jüngste Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes (VfGH vom 06.03.2008, Zl: B 2400/07-9) hingewiesen, welches die aktuelle 
Rechtsprechung des EGMR zur Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit 
Art. 3 EMRK festhält (D. v. the United Kingdom, EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; 
Bensaid, EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 
17.868/03; Salkic and others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko, EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; 
Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl. 17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05; EGMR Goncharova & 
Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06). 
 

Zusammenfassend führt der VfGH aus, dass sich aus den erwähnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass im 
Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß um dort 
medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder 
selbstmordgefährdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zugänglich oder 
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsätzlich Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat bzw. in 
einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt. 
 

Nur bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände führt die Abschiebung zu einer Verletzung in Art. 3 EMRK. 
Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko 
ausgesetzt würde, unter qualvollen Umständen zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom). Jüngste 
Rechtsprechung des EGMR (N vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2/2008, 54ff, 
Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestätigen diese Einschätzung. 
 

Die aufgezählten, diagnostizierten Beschwerden wären keinesfalls geeignet, EMRK-Relevanz zu entfalten. 
Soweit diese daher nicht ohnehin schon im ursprünglichen Verfahren geltend gemacht wurden, sind diese 
jedenfalls auch nicht entscheidungsrelevant und ist daher das gesamte Vorbringen der Beschwerdeführerin von 
der Rechtskraft des Bescheides vom 27.05.2008, AZ. 0804055-EWEST, umfasst. 
 

Zu Spruchpunkt II: 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 idgF ist die Entscheidung, mit der ein Antrag auf internationalen Schutz 
sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch bezüglich der Zuerkennung des 
Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, mit einer Ausweisung zu verbinden, sofern diese nicht 
gemäß § 10 Abs. 2 leg.cit. unzulässig ist, weil der beschwerdeführenden Partei ein nicht auf das Asylgesetz 
gegründetes Aufenthaltsrecht zusteht oder die Ausweisung eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen würde. 
 

Hinsichtlich der Unzulässigkeit der Ausweisung nach § 10 Abs. 2 Z 1 AsylG 2005 (Bestehen eines nicht auf 
dem AsylG beruhendem Aufenthaltsrecht) konnte - auch unter Zugrundelegung der Ausführungen der 
beschwerdeführenden Partei - nicht festgestellt werden, dass dieser ein nicht auf das AsylG gestütztes 
Aufenthaltsrecht zukommt. Daher ist die Ausweisung im Lichte des § 10 Abs. 2 Z 1 AsylG 2005 nicht 
unzulässig. 
 

Gemäß § 10 Abs. 2 Z 2 AsylG ist eine Ausweisung aber auch dann unzulässig, wenn diese eine Verletzung von 
Art. 8 EMRK darstellen würde. Hierbei sind insbesondere 
 

die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war; 
 

das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens; 
 

die Schutzwürdigkeit des Privatlebens; 
 

der Grad der Integration; 
 

die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden; 
 

die strafgerichtliche Unbescholtenheit; 
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Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl,- Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts und 
 

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren 
 

zu berücksichtigen. 
 

Weder aus dem Vorbringen der Beschwerde führenden Partei noch aus der Aktenlage ist zu erkennen, dass die 
Ausweisung einen Eingriff in das Familienleben der Beschwerdeführerin darstellen kann. Hiezu ist näher 
auszuführen: 
 

Nach ihrem Aufgriff durch die Sicherheitsbehörden am 23.11.2009 am Hauptbahnhof Linz sprach die 
Beschwerdeführerin erstmalig von einem Freund in XXXX, der sie angeblich finanziell unterstützen würde. Sie 
wäre meistens in XXXX bei ihrem Freund, sonst auch in Linz trotz erfolgter Abmeldung. In der Einvernahme 
vom 2.12.2009 sprach sie davon, dass ihr Freund XXXX heiße, Staatsangehöriger von Ghana wäre und eine 
Niederlassungsbewilligung habe. Er wolle sie heiraten. 
 

Selbst wenn man zu Gunsten der Beschwerdeführerin davon ausginge, dass nunmehr eine Lebensgemeinschaft 
mit XXXX besteht, so ist doch festzuhalten, dass ein allfälliger Eingriff in das dadurch begründete 
Familienleben jedenfalls gerechtfertigt erscheint. Es besteht kein gemeinsamer Wohnsitz - die 
Beschwerdeführerin ist in XXXX aufrecht gemeldet - es sind auch keine gemeinsamen Kinder vorhanden. Auch 
eine bevorstehende Heirat ist nicht objektiviert. 
 

Die Beschwerdeführerin weist zwar in Österreich keine Vorstrafen auf, hielt sich jedoch ab Rechtskraft des 
Bescheides vom 17.05.2008 illegal in Österreich auf. 
 

Die Effektuierung der negativen Asylentscheidung liegt daher im öffentlichen Interesse der Republik Österreich. 
In diesem Fall kann - selbst bei der Annahme eines Familienlebens minderer Intensität - ein solches diese 
öffentlichen Interessen nicht so relativieren, dass die Ausweisung für unzulässig zu erklären wäre. 
 

Zum Privatleben der Beschwerde führenden Partei in Österreich ist festzustellen, dass diese jedenfalls seit 
September 2005, also etwa 4 1/2 Jahre in Österreich lebt, dieser Aufenthalt aber wie dargelegt nur teilweise 
durch ein vorübergehendes asylrechtliches Aufenthaltsrecht legitimiert war, von dem die Beschwerdeführerin 
wusste, dass es - im Falle der Abweisung des Antrags - enden wird, und das auf Grund eines unbegründeten 
Antrags auf internationalen Schutz gewährt wurde; die Beschwerdeführerin wusste zudem, dass ihr Antrag - die 
Flüchtgründe wurden als unglaubwürdig festgestellt - mit falschen Behauptungen begründet wurde. 
 

Allfällige freundschaftliche Beziehungen in Österreich wurden nicht behauptet. Das Privatleben ist weiterhin 
insofern beschränkt, da die Beschwerdeführerin keine Verwandten in Österreich hat und keine sozialen oder 
gesellschaftlichen Institutionen regelmäßig besucht. Mangels eines über dem Existenzminimum (siehe hiezu § 
291a des Gesetzes vom 27. Mai 1896 über das Exekutions- und Sicherungsverfahren, RGBl. Nr. 79/1896 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 40/2009) liegenden, regelmäßigen und legalen Einkommens und sonstiger Hinweise auf 
eine Verfestigung in Österreich kann eine auch nur ansatzweise tiefgehende Integration nicht erkannt werden. 
 

Ferner ist die Beschwerdeführerin rechtswidrig nach Österreich eingereist und hat sich durch die Behauptung 
falscher Tatsachen im Asylverfahren einen vorübergehenden Aufenthalt erschlichen. 
 

Auch war sie sich bewusst, dass sie sich in Österreich in einer prekären aufenthaltsrechtlichen Position befindet, 
da sie niemals einen anderen als einen vorübergehenden asylrechtlichen Aufenthaltstitel hatte. 
 

Schließlich ist auch nicht zu erkennen, dass sieeine engere Bindung zu Österreich als zum Herkunftsstaat haben 
soll, da sie sich weit länger im Herkunftsstaat als in Österreich aufgehalten hat, dort jedenfalls Bezugspersonen 
leben (insbesonders ihre eigenen Kinder sowie Mutter und Schwester) und sie keine tiefgreifende Beziehung zu 
Österreich hatte aufbauen können. 
 

Unter Bedachtnahme auf die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (siehe etwa das Erkenntnis vom 
26.06.2007, Zl. 2007/01/0479, zu einem dreijährigen, auf die Stellung eines Asylantrages gestützten Aufenthalt 
im Bundesgebiet, der regelmäßig keine rechtlich relevante Bindung zum Aufenthaltsstaat begründet) und des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (siehe etwa, EGMR 08.04.2008, Nnyanzi v. the United 
Kingdom, 21878/06 bzgl. einer ugandischen Staatsangehörigen, die 1998 einen Asylantrag in UK stellte; 
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demzufolge ist im Hinblick auf die Frage eines Eingriffes in das Privatleben maßgeblich zwischen 
niedergelassenen Zuwanderern, denen zumindest einmal ein Aufenthaltstitel erteilt wurde und Personen, die 
lediglich einen Asylantrag gestellt haben und deren Aufenthalt somit über die gesamte Dauer bis zur 
Entscheidung im Asylverfahren unsicher war, zu unterscheiden (im Falle der Beschwerdeführerin Nnyanzi 
wurde die Abschiebung nicht als ein unverhältnismäßiger Eingriff in ihr Privatleben angesehen, da von einem 
grundsätzlichen Überwiegen des öffentlichen Interesses an einer effektiven Zuwanderungskontrolle ausgegangen 
wurde)). Zu verweisen ist auch auf die grundsätzlich vergleichbare Rechtsprechung des VfGH vom 29.11.2007, 
Zl. B 1958/07-9 wonach in einem Fall (der Berufungswerber aus dem Kosovo hielt sich mit seiner Familie im 
Zeitpunkt der Bescheiderlassung durch den UBAS etwa zwei Jahre in Österreich auf - siehe UBAS vom 
15.10.2007, Zahl: 

301.106-C1/7E-XV/53/06) die Behandlung der Beschwerde wegen Verletzung des Art. 8 EMRK abgelehnt 
wurde. Der VfGH führte aus, dass der belangten Behörde aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht entgegen 
getreten werden könne, wenn sie schon angesichts der kurzen Dauer des Inlandsaufenthaltes davon ausgehe, dass 
das öffentliche Interesse an der Beendigung des Aufenthalts von Fremden ohne Aufenthaltstitel das Interesse an 
der Achtung des Privat- und Familienlebens überwiegt. Im individuellen Fall vermag auch eine Aufenthaltsdauer 
von ungefähr 4 1/2 Jahren noch zu keinem entscheidend anderem Verfahrensergebnis führen. 
 

Eine Entscheidung betreffend die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konnte aufgrund der gefällten 
Entscheidung unterbleiben. 
 

Es war somit spruchgemäß zu entscheiden. 


